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Wie funktioniert die
Mietpreisbremse? Seite 7 
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Sofortrente für Selbstständige
Durch eine Einmalzahlung können 
Selbstständige und Beamte eine So-
fortrente erhalten.
 Seite 4

Einbrecher machen keine Ferien
Wer auf Reisen geht, freut sich auf 
eine schöne Zeit. Doch Vorsicht 
ist angebracht: Einbrecher machen 
keine Ferien. Seite 10

Kleinreparaturen
durch den Mieter
So genannte Baga-
tellschäden in Miet-
wohnungen müssen 
nicht immer vom 

Vermieter beseitigt werden. Geregelt 
wird dies im Mietvertrag, wonach 
auch Mieter zu Kleinreparaturen ver-
pflichtet sind.    Seite 8
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Abschläge nur nach tatsächlichem Verbrauch
Darf ein Energieversorger die monat-
lichen Abschläge für Strom und Gas 
unverändert lassen, auch wenn der 
tatsächliche Verbrauch niedriger ist? 
Nein, hat das Landgericht Düsseldorf 
entschieden.

Jedes Jahr wird abgerechnet: Wie viel 
hat der Strom- oder Gaskunde ver-
braucht? Die meisten Energieversor-
ger passen durch den ermittelten Ver-
brauch in der Abrechnung die Höhe 
der künftigen monatlichen Abschläge 
an. Nicht so die ExtraEnergie GmbH 
mit Sitz in Neuss. Sie hat bisher die 
bei Vertragsabschluss angenommenen 
und viel zu hohen Verbrauchswerte 
weiterhin als Grundlage genommen. 
Dem hat das Landgericht Düsseldorf 
am 16. Juli nach einer Klage der Ver-
braucherzentrale NRW einen Riegel 
vorgeschoben (AZ: 12 O 474/12, nicht 
rechtskräftig). Die Richter werteten die 
bisherige Praxis als Verstoß gegen das 
Energiewirtschaftsgesetz. Das Urteil 
ist auch Richtschnur für alle anderen 
Anbieter, die sich bisher nicht korrekt 
verhalten haben.

Das jüngste Urteil der Düsseldorfer 
Richter ist schon die zweite rote Karte 
für den Energieversorger: Bereits im 
April hatte das Landgericht (Urteil vom 
9.4.2014, Az. 12 O 180/13, rechts-
kräftig) der ExtraEnergie GmbH auf 
eine Klage der Verbraucherzentrale 
NRW hin untersagt, in den allgemei-
nen Geschäftsbedingungen Klauseln 
zu verwenden sowie im Internetauf-
tritt Hinweise zu geben, nach denen 
Guthaben aus Abrechnungen erst mit 

den nächsten Abschlagszahlungen 
verrechnet werden. Die Richter bestä-
tigten die Auffassung der Verbraucher-
schützer, dass Guthaben – wie gesetz-
lich vorgeschrieben – umgehend und 
vollständig auszuzahlen, spätestens 
aber mit dem nächsten Abschlag kom-
plett zu verrechnen sind.

ExtraEnergie-Kunden wie auch Kun-
den anderer Unternehmen mit rechts-
widrigen Geschäftspraktiken rät die 
Verbraucherzentrale, selbst aktiv zu 

werden. Wenn Guthaben mit laufen-
den Abschlägen verrechnet wurden, 
können Verbraucher auf eine umge-
hende Auszahlung pochen. Ebenso 
können Kunden verlangen, dass künf-
tige Abschläge entsprechend dem 
tatsächlichen Verbrauch aus der Jah-
resendabrechnung festgelegt werden. 
Maßgeblich ist dabei der zu Beginn 
des neuen Lieferjahres geltende Preis. 
Bei wirksamen Preiserhöhungen kön-
nen die Abschläge dann gegebenen-
falls höher sein als bisher.
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„Überweisen Sie schnell, sonst wird 
Ihre Rente gekürzt.“ Wer per Brief 
oder telefonisch von der Deutschen 
Rentenversicherung (DRV) zu Zah-
lungen aufgefordert wird, kann fast 
sicher sein, dass etwas faul ist. Un-
ter dem Deckmantel der Rentenver-
sicherung versuchen Trickbetrüger 
mit verschiedenen Methoden, ältere 
Menschen übers Ohr zu hauen.

Mal ist es ein fingiertes Schreiben, in 
dem eine höhere monatliche Rente 

in Aussicht gestellt wird, wenn Versi-
cherte einige hundert Euro einzahlen. 
Mal verweisen die Gauner auf ein Ge-
richtsurteil und behaupten, die Rente 
werde gekürzt, wenn Rechnungen 
nicht bezahlt würden. „Wir haben das 
Bundeskriminalamt über die aktuelle 
Betrugswelle informiert. Falls Sie ei-
nen solchen Brief oder Anruf bekom-
men, überweisen Sie nichts, sondern 
melden Sie es der Polizei“, rät ein 
Sprecher der deutschen Rentenversi-
cherung. 

Gefälschte Schreiben sehen Briefen 
der echten Rentenversicherung oft 
täuschend ähnlich. Versicherte kön-
nen den Betrug aber beispielsweise 
daran erkennen, dass keine Versiche-
rungsnummer angegeben ist. 

Wer nicht sicher ist, sollte auf keinen 
Fall die in dem Schreiben angegebene 
Telefonnummer wählen, sondern sich 
direkt an die Deutsche Rentenversiche-
rung wenden. Die kostenlose Service-
nummer lautet: 0800 / 10004800.

Trickbetrüger: Rentner müssen aufpassen

Abschläge für Strom und Gas dürfen von den Energieversorgern nur nach dem tat-
sächlich gemessenem Verbrauch veranschlagt werden. Foto: Thorben Wengert  / pixelio.de
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Heizungs-Schnäppchen kommen oft teuer 

Erinnerung schwindet im digitalen Zeitalter
Es ist wahrscheinlich eine Frage des 
Alters, wenn man sich vor der Zeit 
von SMS und Facebook verabreden 
oder informieren konnte. Alles eine 
Frage des Trainings? Ja, man konnte 
sich verabreden und Termine behal-
ten. Man konnte sich auch Termine, 
Telefonnummern, Postleitzahlen und 
vor allem Wege merken. Wer erin-
nert sich heute noch an Telefonnum-
mern? Wir kennen ja oftmals nicht 
mal mehr unsere eigene Handynum-
mer auswendig. 

Nun gehören viele von uns ohne 
Zweifel jener Personengruppe an, 
die dem Fortschritt gegenüber sehr 
aufgeschlossen sind. Doch in jüngs-
ter Zeit meinen wir zu denken, dass 
der Fortschritt auf der einen Seite, mit 
einem gewaltigen Rückschritt auf der 
anderen Seite bezahlt wird. Jeder, 
der regelmäßig ein Navigationssys-
tem nutzt, verlernt damit automatisch 
seinen angeborenen Spürsinn. Frü-
her sind wir mit dem Auto in fremde 
Städte problemlos rein- und wieder 
rausgefahren. Straßenschilder lesen 
und ab und zu mal die Nachfrage bei 
einem Passanten: und schon war der 
richtige Weg gefunden. 
Je mehr wir uns aber auf Geräte und 
Datenspeicher verlassen, umso mehr 
verkümmert unser Erinnerungsvermö-
gen und damit unsere Urteilsfähigkeit. 
Denn je weniger wir im Langzeitge-
dächtnis abspeichern, auf umso we-
niger Erfahrungswerte können wir bei 
Entscheidungen zurückgreifen. Das 
Merken von Zahlen und Daten ist 
ein gutes Gehirntraining, wie bei der 

Muskulatur: Die Muskeln, die trainiert 
werden, sind eben leistungsfähiger als 
die, die man nur selten nutzt.
Das Dilemma: Der Alltag wird immer 
komplizierter, so dass wir heilfroh 
sind, dass wir uns eben nicht mehr all 
die Termine, Telefonnummern und 
Postleitzahlen merken müssen. Jetzt 
könnte man anmerken, dass man sich 
stattdessen Passwörter, PIN- und TAN-
Nummern einprägen muss. Doch 
ganz ehrlich: Die meisten haben die-
se Daten auch irgendwo notiert, weil 
sie Angst davor haben, diese zu ver-
gessen. Denn wenn dies der Fall ist 
– Katastrophe –, bleibt uns der Weg 
etwa zum Online-Shopping verbarri-

kadiert. Ohne Passwort kein Zugang 
in die Online-Welt. Da hilft es auch 
nicht, wie früher Passanten nach dem 
Weg zu fragen. Passwort schlägt Pas-
sant sozusagen. Jede Kraft hat immer 
eine Gegenkraft. Das ist ein Natur-
gesetz, das auch in den modernsten 
Internetzeiten nicht ausgehebelt wer-
den kann.
Vielleicht werden wir uns in 20 Jah-
ren fragen, wie die vorigen Generati-
onen ohne das Internet einkaufen ge-
hen konnten oder Häuser und Autos 
bauten. Es gibt ja schon Drucker, die 
nicht nur Wörter schreiben oder Bil-
der malen. Das reicht aber nicht aus, 
um das Gedächtnis zu trainieren. 

Immer mehr Hilfsgeräte der digitalen Welt erleichtern den Alltag. Sie mindern 
dadurch aber auch die eigenen Kompetenzen. Foto: Patryk Kosmider / fotolia.com

Niedertemperaturkessel dürfen bald 
nicht mehr verkauft werden. Des-
halb versuchen einige Händler, alte 
Anlagen in ihrem Lager noch schnell 
loszuwerden. Doch was preisgünstig 
aussieht, muss es nicht sein. 
Eine neue Regelung für Heizungsan-
lagen wird zur Folge haben, dass eini-
ge Anlagetypen vom Markt verdrängt 
werden. So müssen die Anlagen ab 
26. September bestimmte Effizienz-
kriterien einhalten. Die bisher weit 
verbreiteten Niedertemperaturkessel 

dürfen dann nicht mehr verkauft wer-
den, erklärt die Verbraucherzentrale 
Sachsen. Einige Händler versuchten 
daher, Modelle in ihrem Lager noch 
schnell als vermeintliches Schnäpp-
chen zu verkaufen. Die Verbraucher-
schützer warnen Hausbesitzer davor: 
Sie müssen bei diesen Modellen mit 
höheren Heizkosten rechnen, auch in 
der Anschaffung seien die technisch 
veralteten Kessel meist kein Schnäpp-
chen. In seltenen Fällen allerdings 
kommt technisch nur ein Nieder-

temperaturkessel infrage, dann sieht 
die Richtlinie auch eine Ausnahme 
vor. Neue Heizungsanlagen tragen 
ab 26. September ein Energielabel. 
Das kennt man bisher etwa von Kühl-
schränken und Waschmaschinen. 
Gute Anlagen tragen die Klasse A++, 
die schlechteste Klasse ist G. Im Jahr 
2019 wird das Ganze um die Klasse 
A+++ ergänzt, G entfällt dann. Die 
EU-Ökodesignrichtlinie sieht vor, die 
Energieeffizienz vieler verschiedener 
Geräte immer weiter anzuheben.
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Kurz notiert
 
Heizöltanks: keine verschärften 
Prüfpflichten 
Auf Eigentümer von Heizöltanks kom-
men nun doch keine schärferen Prüf-
pflichten zu. Der Bundesrat lehnte am 
23. Mai 2014 entsprechende Anträge 
(Verordnung zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen VAwS)  der Länder 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen ) mehrheitlich 
ab. Eine gute Entscheidung aus Sicht 
unseres Verbandes. Von Heizöltanks in 
Eigenheimen geht – wie die Vergangen-
heit gezeigt hat –  kaum Gefahr aus und                     
Grund und Boden sind dadurch nicht ge-
fährdet.  Daher ist die Entscheidung des 
Bundesrates zu begrüßen. Hier ist ver-
braucherfreundlich entschieden worden 
und eine weitere Reglementierung zu 
Lasten der Eigenheimbesitzer vermieden 
worden. Ursprünglich war geplant wor-
den, Prüfintervalle für Heizöltanks (Kel-
ler- und Erdtanks  mit Fassungsvermögen 
von 1.000 und 10.000 Liter) einzufüh-
ren.  Geprüfte Tanks hätten bei Bestehen 
der Prüfung eine Prüfplakette erhalten, 
die alle 10 Jahre erneuert werden sollte. 

Bei fehlenden Angaben im
Immobilienanzeiger drohen Bußgelder
Seit dem 1. Mai 2014 müssen Haus- 
oder Wohnungsverkäufer Angaben zum 
Energieverbrauch ihrer Immobilie ma-
chen. Dies ist in der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV 2014) geregelt. Werden 
diese Angaben versäumt, sind Bußgelder 
möglich. Bei Wohngebäuden sind die 
Energieeffizienzklasse und das Baujahr 
zu nennen. Die Angaben hierzu sind mit 
einem Energieausweis zu belegen. Mit 
dieser neuen Verordnung  sollen Käufer 
und Verkäufer direkt erkennen können, 
wie es um die Energiebilanz des jeweili-
gen Wohngebäudes  bestellt ist.  Energie-
ausweise werden von diversen Anbietern 
ausgestellt. Auch unterscheidet man zwi-
schen Verbrauchsausweis und dem deut-
lich aufwändigeren und damit teureren 
Bedarfsausweis. 
Wohngebäude, die fünf oder mehr Woh-
nungen haben oder für die der Bauantrag 
ab dem 1. November 1977 gestellt wur-
de, können meist auf den kostengünsti-
geren Verbrauchsausweis zurückgreifen, 
für ältere Gebäude ist der Bedarfsaus-
weis verpflichtend. Haben Sie noch Fra-
gen zum Energieausweis, rufen Sie uns 
gerne unter der kostenfreien Service-Nr. 
0800/0221000 an. 

Attraktive Einmalzahlung: Sofortrente von  der deutschen Rentenversicherung

Wohin mit den Ersparnissen, die 
keine Rendite abwerfen oder sogar 
an Wert verlieren. Für bestimmte 
Personengruppen hat die deutsche 
Rentenversicherung die Möglichkeit 
geschaffen, eine eigenständige, le-
benslange Sofortrente durch Einmal-
zahlung von Beiträgen bis 31.12.2015 
zu erwerben.

Hiervon betroffen sind Selbstständi-
ge, Hausfrauen und Beamte, wenn 
sie nicht aus anderen Gründen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
versichert sind. Die Verzinsung ist 
im Verhältnis zu anderen Kapitalan-
lagen noch sehr gut und durch das 
umlagefinanzierte Rentensystem ver-
gleichsweise sicher. Risiken sind auch 
hier nicht ganz auszuschließen, weil 
bei einer Wirtschaftsflaute auch die 
Rentenanpassungen geringer werden 
können. Aber einen Totalverlust kann 
man fast ausschließen. Diese Nachent-
richtung gibt es schon länger, wird 
aber für ältere Personen im Dezem-
ber 2015 auslaufen. Vorausgesetzt 
Sie haben bisher nicht die fünfjährige 
Mindestversicherungszeit zusammen, 
die erforderlich ist, um eine Rente zu 
bekommen, und Sie wurden vor Sep-
tember 1950 geboren.
Im Detail heißt das: Sie waren am 
10. August 2010 bereits so alt, dass 
es bis zu Ihrem regulären Ruhestand 
weniger als fünf Jahre dauerte und 
Sie deshalb mit laufenden freiwilli-
gen Beiträgen keine gesetzliche Rente 
mehr erwerben konnten. Nur für die-
se Personengruppe gilt die Ausnah-
meregelung der Einmalzahlung. Das 
liegt daran, dass die gesetzliche Ren-
tenversicherung erst seit August 2010 
für Beamte und Selbstständige offen-
steht. Man wollte diejenigen nicht 
benachteiligen, die zu alt waren, um 
zu diesem Zeitpunkt noch eine Rente 
durch reguläre Beiträge aufzubauen. 
Wer die Voraussetzungen erfüllt und 
nach einer Geldanlage sucht, die eine 
monatliche Rente bringt, sollte die 
freiwillige Einzahlung in Betracht zie-
hen.
Für Beamte wichtig: Die Rente aus 
freiwilligen Beträgen zur Rentenversi-
cherung schmälert ihre Pension nicht. 
Für einen Einmalbetrag von 20.000 
Euro bekommt ein Beamter im Ruhe-

stand 87 Euro im Monat ausgezahlt. 
Außerdem spart er Steuern, weil er 
den Beitrag absetzen kann. Mit dem 
gleichen Geld würde er bei einer 
privaten Rente 68 Euro bekommen – 
ohne die zusätzliche Steuerersparnis. 
Auch für andere privat Krankenversi-
cherte lohnt sich diese Möglichkeit: 
Sie zahlen keine Beiträge zur Kran-
kenversicherung auf ihre Rente. Und 
auf Antrag bekommen sie zusätzlich 
7,3 Prozent ihrer Rente als Zuschuss 
zur Krankenversicherung von der 
Rentenversicherung dazu.

Auch für eine andere Gruppe zahlt 
sich eine einmalige Einzahlung in die 
Rentenversicherung ein Leben lang 
aus. Durch die Rentenreform 2014 
– Stichwort „Mütterrente“ – erhält 
eine Frau mit zwei vor 1992 gebore-
nen Kindern vier statt zwei Jahre Er-
ziehungszeit gutgeschrieben. Das gilt 
natürlich auch für Väter, wenn ihnen 
die Erziehungszeit angerechnet wur-
de. Wir bleiben im Beispiel bei einer 
Mutter, weil es in der großen Mehr-
heit Frauen betrifft: Wenn sie sonst 
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keine Zeiten für die Rente vorweisen 
kann, weil sie zum Beispiel nie so-
zialversicherungspflichtig gearbeitet 
hat, fehlt ihr neben der vier Jahren 
Erziehungszeit für zwei Kinder noch 
ein Jahr, um die Mindestversiche-
rungszeit von fünf Jahren vorweisen 
und eine gesetzliche Rente beziehen 
zu können. Mütter, die vor 1955 ge-
boren wurden und die nicht genug 
Jahre beisammen haben, dürfen den 
Betrag auf einmal einzahlen, der die 
fehlenden Beitragsjahre ausgleicht. 
Das lohnt sich fast immer. Diesen 
Personenkreis haben wir bereits in 
den vorhergehenden Ausgaben unse-
rer Zeitung auf die Möglichkeit hinge-
wiesen. Diese Personen können aber 
noch zukünftig die Beiträge zahlen. 
Die Mütter mit zwei Kindern müssten 
in diesem Jahr mindestens 1.009,80 
Euro einzahlen und das 65. Lebens-
jahr vollendet haben. Sie würde dann 
sofort eine Monatsrente von 119 Euro 
monatlich erhalten; in Ostdeutsch-
land waren es monatlich 110 Euro. 
Auf die Rente fallen aber Beiträge für 
die Kranken- und Pflegeversicherung 

an. Zusammen sind das rund 10 Pro-
zent. Höhere Einzahlungen rechnen 
sich nur bedingt. Das liegt daran, dass 
die Erziehungszeit – die ersten vier 
Beitragsjahre – mit einem festen Satz 
abgegolten wird. Würden die Mütter 
den maximal möglichen Beitrag von 
derzeit 13.576,20 Euro einzahlen, er-
hielten sie eine monatliche Rente von 
rund 174 Euro, beziehungsweise im 
Osten 165 Euro.
Für die Rente wegen Kindererziehung 
rentiert sich der Betrag schnell. Der 
Mindestaufwand von 1.009,80 Euro 
wäre nach ca. 9 Monaten Rentenzah-
lung eingespielt; beim Höchstbeitrag 
von 13.576,20 Euro würde es mit 82 
Monaten schon etwas länger dau-
ern. Nach 7 Jahren wäre aber jede 
zusätzliche Rente ein Gewinn. Auch 
Personen, die pflichtversichert sind 
und vorzeitig in Rente gehen, können 
Rentenabschläge aufgrund des vorge-
zogenen Renteneintritts ausgleichen. 
So sichert sich der Pflichtversicherte 
die volle Rente – trotz seines frühzei-
tigen Ruhestands. 
Ein Beispiel: Ein Pflichtversicherter 

geht 2015 mit 63 Jahren und sechs 
Monaten in Rente, also 24 Monate 
vor seinem regulären Renteneintritt. 
Regulär würde er 1.300 Euro Rente 
bekommen. Der Abschlag beträgt 7,2 
Prozent – 0,3 Prozent für jeden Mo-
nat, den er früher in Rente geht. Er 
bekäme pro Monat also 93,60 Euro 
weniger. Diese Abschläge durch eine 
Einmalzahlung zu verhindern, würde 
ihn rund 23.000 Euro kosten.
Dieser Schritt sollte gut überlegt sein. 
Grob gerechnet, Abgaben und Ren-
tenentwicklung einmal außen vor ge-
lassen, wäre der eingezahlte Beitrag 
erst nach 21 Jahren wieder „drin“. Der 
Rentner hätte dann schon seinen 84. 
Geburtstag gefeiert. Allerdings hätte 
er auch die Gewissheit, dass die zu-
sätzliche Rente noch fließt, wenn er 
sehr, sehr alt wird. Der Kunde muss 
entscheiden, ob ihm diese Sicherheit 
so viel wert ist.
Fünf Jahre Versicherungszeit sind Vo-
raussetzung für eine gesetzliche Ren-
te. Selbständige, Beamte, Hausfrauen 
und –männer, die keine Pflichtbeiträ-
ge gezahlt haben und eine gesetzli-
che Rente wollen, müssen 60 Monate 
Beiträge nachzahlen. Wenn sie dieses 
Jahr in Rente gehen, müssen sie min-
destens 5.049 Euro einzahlen (84,15 
Euro mal 60 Monate). Wollen sie sich 
die höchstmögliche Sofortrente si-
chern, müssen sie einen Einmalbetrag 
von 67.881 Euro einzahlen (1.131,35 
Euro mal 60 Monate). Dazwischen 
können sie die Summe frei wählen.
Beiträge zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung können im Rahmen der 
Höchstbeiträge von den Steuern ab-
gesetzt werden. Der Gewinn ist aber 
individuell sehr unterschiedlich. Für 
Pflichtversicherte der Krankenversi-
cherung der Renter sind die Nettoren-
ten aus der gesetzlichen Versicherung 
nicht so hoch wie für privat Kranken-
versicherte. Sie müssen mit Abzügen 
von rund 10 Prozent für die gesetzli-
che Kranken- und Pflegeversicherung 
rechnen. Wie sich die gesetzliche 
Rente entwickelt, lässt sich nicht ge-
nau voraussagen. Ob sie steigt oder 
fällt, hängt von der Lohnentwicklung  
ab und dem Verhältnis von Rentnern 
und Beschäftigten. Seit 1992 ist der 
Wert eines Rentenpunkts aber nie ge-
fallen.

Attraktive Einmalzahlung: Sofortrente von  der deutschen Rentenversicherung

Mit der Möglichkeit einer Sofortrente wendet sich die Rentenversicherung vor allem 
an Selbstständige und Beamte. Foto: Andreas Hermsdorf / pixelio.de
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Die „Stiftung Warentest“ hat in der 
Ausgabe 07/2015 auf eine neue welt-
weite Kennzeichnungspflicht hinge-
wiesen. Auf Handgeschirrspülmittel 
stehen neuerdings seltsam anmutende 
Warnhinweise. 
Dies sind internationale Kennzeichen, 
die in Europa umgesetzt wurden. Auf 
einigen Produkten ist zu lesen – „Ver-
ursacht schwere Augenreizung“, oder 
„Freisetzung in die Umwelt vermei-
den“.
Keine Bange. Die Reiniger haben sich 
nicht geändert, nur die Vorschriften. 
Seit 1. Juni gelten neue Kennzeich-
nungspflichten für Chemikalien. Die 
Idee: Verbraucher umfassend über 
Risiken bestimmter Substanzen infor-
mieren – weltweit einheitlich. Selbst 
auf Handgeschirrspülmittel müssen 
Hersteller jetzt Gefahrensymbole und 
Warnhinweise drucken.
„Das ist überzogen“, sagt Chemiker 

Dr. Konrad Giersdorf. Seine Analyse 
belegt: Die meisten Spülmittel enthal-
ten milde Tenside, die auch in Dusch-
bädern und Shampoos verwendet 
werden. Die Hautverträglichkeit ist 
hoch, die Abwassebelastung gering. 
Die „Überkennzeichnung“ verunsi-
chert. Sie kann sogar gefährlich wer-
den. „Der Gewöhnungseffekt bewirkt 
womöglich, dass Verbraucher War-
nungen auf wirklich aggressiven Pro-
dukten wie Rohr- oder WC-Reinigern 
nicht mehr ernst nehmen“, fürchtet 
Giersdorf.
Die Mittel enthalten oft sehr haut-
freundliche Tenside, sogenannte Be-
taine. Sie werden sogar in Haarsham-
poos eingesetzt. Die Verschärfung der 
Kennzeichnung kann Verbraucher ver-
unsichern oder soweit sensibilisieren, 
dass sie Warnungen zu gesundheits- 
und umweltgefährdenden Produkten 
nicht mehr ernst genug nehmen.

Vorsicht: Nicht beschädigen!

Neue Kennzeichnung irritiert
noch die Verbraucher

Kurz notiert
 
Dichtheitsprüfung bei privaten 
Kanalhausanschlüssen – für einige 
Hausbesitzer endet die Frist 
am 31.12.2015
Das Landeswassergesetz §61a NRW 
(Dichtheitsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen) war in der Vergangenheit 
lange ein Thema, was Hauseigentümer 
verunsichert und beunruhigt  hat. 

Da für einige Hausbesitzer die Prüfpflicht 
nicht entfallen ist, möchten wir hier noch 
einmal in Kürze die Regelungen aufzei-
gen, die in 2013 beschlossen wurden: 
Im März 2013 wurde nach vielen Protes-
ten und Eingaben aus der Bürgerschaft 
und den Interessenverbänden eine neue 
Landesrechtsverordnung verabschiedet , 
die den §61 a  des Landeswassergeset-
zes (LWG ) NRW (Dichtheitsprüfung bei 
privaten Abwasserleitungen)  gestrichen 
hat. 
Eine neue Landesrechtsverordnung in 
„entschärfter“ Form wurde erlassen, die 
folgendes besagt:    

In Wasserschutzgebieten ist die Erstprü-
fung von bestehenden Abwasserleitun-
gen, die vor dem 01.01.1965 (häusliches 
Abwasser) bzw. vor dem 01.01.1990 
(industrielles oder gewerbliches Ab-
wasser) errichtet worden sind, bis zum 
31.12.2015 durchzuführen. Alle ande-
ren Abwasserleitungen müssen in Was-
serschutzgebieten bis zum 31.12.2020 
geprüft werden.
Für alle anderen Grundstückseigentümer 
gilt folgendes:
Für alle anderen privaten Abwasserleitun-
gen außerhalb von Wasserschutzgebie-
ten werden die durch den Landesgesetz-
geber vorgegebenen Prüffristen komplett 
entfallen, d. h. hier kann die Stadt bzw. 
Gemeinde selbst Fristen durch Satzung 
bestimmen, sie muss es aber nicht.  
Außerhalb von Wasserschutzgebieten 
sind bis zum 31.12.2020 nur solche be-
stehenden Abwasserleitungen zu prüfen, 
die industrielles oder gewerbliches Ab-
wasser führen. Weiterhin unverändert er-
forderlich ist die Dichtheitsprüfung nach 
DIN EN 1610 bei erstmaliger Bebauung 
oder einer wesentlichen Änderung der 
Abwasseranlage.

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 
0251/4901811. 

Vorsicht: Nicht berühren!

Vorsicht: Nicht schlucken! Vorsicht: Nicht unterschätzen!
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Gerade in Groß- und Universitäts-
städten steigen seit Jahren die Mie-
ten stark an. Viele junge Leute zieht 
es vom Land in die Stadt. Das lässt 
den Wohnraum knapp werden. Hohe 
Nachfrage trifft auf wenig Angebot. 
Für Ein-Zimmer-Wohnungen werden 
in einigen Groß- und Universitäts-
städten 400 Euro und mehr Miete pro 
Monat verlangt. 

Nach einigen Änderungen am Gesetz-
entwurf wurde mit Zustimmung des 
Bundesrats das Gesetz beschlossen 
und ist am 1. Juni 2015 in Kraft getre-
ten. Ob das Gesetz die Erwartung auf 
Dauer hält muss die Zukunft zeigen.
Die Mietpreisbremse soll da wirken, 
wo der Wohnungsmarkt angespannt 
ist. Das ist er nicht überall. In kleinen 
Gemeinden ist der Wohnungsmarkt 
oft sehr entspannt. Das sieht in Groß-
städten oder Universitätsstädten aber 
anders aus. Hier werden erschwing-
liche Wohnungen oft knapp. Hier 
soll die Mietpreisbremse die Mieten 
bremsen. Daher werden die einzel-
nen Bundesländer festgelegt, in wel-
chen Gebieten die Mietpreisbremse 
zum Zuge kommt. Wichtig zu wissen 
ist also, dass die Mietpreisbremse 
nicht flächendeckend und überall gilt. 
Die Mietpreisbremse gilt nur in den 
Städten, wo diese festgelegt wird.
Von Anfang an gilt die Mietpreisbrem-
se in Berlin. Inzwischen haben aber 
die Bundesländer reagiert und ent-
sprechende Gebiete und Stadtteile be-
nannt. Bisher war es üblich, dass bei 
Verlassen einer Wohnung die Miete 
für den neuen Mieter den örtlichen 
Gegebenheiten angepasst wurde. Da 
konnte auch schon eine Verdopplung 
der Miete möglich sein, weil im Stadt-
teil 8,00 bis 9,00 Euro üblich sind. 
Wenn die ortsübliche Vergleichsmie-
te laut Mietspiegel aber nur bei 6,00 
Euro liegt, kann zukünftig nur um 
10 % auf 6,60 Euro Kaltmiete erhöht 
werden. Das gilt eben auch, wenn 
ähnliche Wohnungen bereits 8,00 bis 
9,00 Euro kosten. Hier greift die Miet-
preisbremse voll durch. Wenn Mieter 
bisher aber schon wesentlich höhere 
Mieten bezahlen, können sie nicht auf 
eine Mietsenkung bestehen. Hier gilt 
Bestandsschutz. Die Mitpreisbremse 
gilt nicht für alle Wohnungen in be-

kannten Gegenden. Es sind folgende 
Wohnungen nicht betroffen:
• Neu gebaute Wohnungen. Von der 

Mietpreisbremse ausgenommen 
sind z. B. alle neu gebauten Woh-
nungen und zwar alle, die erstmals 
nach dem 1. Oktober 2014 vermie-
tet werden.

• Umfassend modernisierte Wohnun-
gen. Die Mietpreisbremse gilt auch 
nicht, wenn die Wohnung nach ei-
ner Rundum-Modernisierung erst-
mals wieder vermietet werden soll. 
Die Modernisierung muss dabei 
ca. ein Drittel so teuer sein, wie ein 
vergleichbarer Neubau.

• Keine Mietsenkung. Bei der Neu-
vermietung muss der Vermieter 
nicht unter den Preis gehen, den 
der Vormieter gezahlt hat. Hat also 
der Vormieter eine zu hohe Miete 
gezahlt, dann muss der Vermieter 
die Miete nicht wegen der Miet-
preisbremse senken.

Ob die Erwartung auf Dauer hält, 
muss die Zukunft zeigen. Kritiker ver-
weisen darauf, dass durch viele Neu-

bauten und umfassende Sanierungen 
in den betroffenen Stadtteilen die orts-
übliche Vergleichsmiete sofort steigen 
wird und somit trotz Mietpreisbremse 
auch die Mieten für normalen Wohn-
raum bei Neuvermietung steigen. 
Aber nicht nur die Mietpreisbremse 
wurde beschlossen. Bei den Makler-
gebühren hat sich für alle Neuvermie-
tungen grundsätzlich etwas geändert. 
Zukünftig zahlt nicht mehr der Mieter 
die Gebühr für den Makler, wenn der 
Vermieter den Makler beauftragt. Es 
gilt fortan der Grundsatz: Wer den 
Makler beauftragt, zahlt. Es wird sich 
zeigen, wie Vermieter die Mietersu-
che organisieren. Nicht jeder Vermie-
ter ist in der Lage den Mieter selber 
auszuwählen, besonders wenn sich 
das zu vermietende Objekt nicht am 
Wohnort des Mieters befindet.
Die Bundesregierung erhofft sich 
durch die Gesamtmaßnahmen eine 
Entlastung der Mieter um jährlich ins-
gesamt mehr als 850 Millionen Euro. 
Über 570 Millionen Euro sollen allein 
auf der eingesparten Maklercourtage 
beruhen.

Mietpreisbremse greift nicht nach Modernisierung

Seit Juni ist in Deutschland die so genannte „Mietpreisbremse“ in Kraft. Nach 
Modernisierungen gilt sie aber nicht. Foto: Rainer Sturm  / pixelio.de
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In Mietverträgen sind häufig Klauseln 
enthalten, die zur Übernahme von 
kleineren Instandhaltungs- bzw. In-
standsetzungsmaßnahmen verpflich-
ten. So recht blickt kaum ein Mieter 
durch: Was muss der Vermieter in-
stand setzen? Was der Mieter?

Im Grunde ist der Vermieter für Re-
paraturen zuständig. Er hat aber das 
Recht, mit dem Mieter zu vereinba-
ren, dass der die Kosten für die Besei-
tigung von Bagatellschäden trägt. Die-
se Kleinreparaturklausel ist nur gültig, 
wenn es sich um die Beseitigung einer 
Bagatelle handelt, diese nicht mehr 
als ca. 75 Euro kostet und sie sich auf 
Teile bezieht, die der Mieter häufig in 
der Hand hat. Dazu gehören z.B. In-
stallationsgegenstände für Elektrizität, 
Gas und Wasser – also insbesondere 
Wasserhähne, Ventile, Mischbatteri-
en, Brausen und Druckspüler – Heiz- 
und Kocheinrichtungen, Fenster, 
Türverkleidungen und Verschlussvor-
richtungen von Fensterläden. 
Unwirksam wäre also eine Klausel, die 
den Mieter unbeschränkt, z.B. auch 
für Bereiche haften ließe, die er gar 
nicht abnutzen kann, wie z.B. Was-
ser-, Strom- oder Gasleitungen. Die 
Klausel darf sich tatsächlich nur auf 
Kleinreparaturen beziehen. Die wirk-
same „Kleinreparaturklausel“ muss 
eine betragsmäßige Begrenzung, d.h. 
die Festsetzung einer Höchstgrenze 
sowohl für die einzelne Reparatur 
als auch für die Gesamtbelastung des 
Mieters durch Kleinreparaturen in ei-
nem bestimmten Zeitraum enthalten. 
Für die einzelne Reparatur hat der 
Bundesgerichtshof in einer Entschei-
dung vom 6.05.1992 einen Betrag 
von ca. 75 EUR genannt.
Durch die Verwendung eines be-
stimmten Prozentsatzes, bis zu 8 % 
der Jahresmiete, wird dem Schutz-

bedürfnis einkommensschwächerer 
Mieter besser Rechnung getragen, da 
diese in der Regel auch eine geringere 
Miete bezahlen.
Sollte eine mietvertragliche Klausel 
im Einzelfall nur eine dieser Voraus-
setzungen nicht erfüllen, ist die ge-
samte Klausel unwirksam. Der Mieter 
muss dann gar nichts bezahlen, die 
volle Kostenlast trifft den Vermieter. 
Die Grenzen sind eng gezogen. So 
musste gerichtlich geklärt werden, ob 

ein defektes Abflussrohr unter diese 
Klausel fällt. 
Das Gericht sah das anders als der 
Vermieter. Der Mieter einer Woh-
nung muss für Reparaturen an einem 
Abflussrohr nicht aufgrund der Klein-
reparaturklausel aufkommen. Diese 
Klausel erfasst nur Gegenstände, die 
dem täglichen, ordnungsgemäßen Zu-
griff der Mieter unterliegen, denn ihr 
Ziel ist es, einen pfleglichen Umgang 
mit der Mietsache zu fördern.

Mieter ist für Bagatellschäden zuständig

Kleinere Reparaturen müssen gegebenenfalls vom Mieter eigenständig ausge-
führt werden. Foto:  Christa Nöhren  / pixelio.de

In einem Marktcheck haben die Ver-
braucherzentralen in Deutschland 
bundesweit bei Küchenutensilien und 
Geschirr aus Kunststoff sowie Silikon 
die Materialkennzeichnung und Hin-
weise für eine sichere Verwendung 
überprüft.

Ergebnis: Fehlende oder unzureichen-
de Angaben sind eher die Regel als 
die Ausnahme.
Vorbei sind die Zeiten, in denen 
Kunststoffbehältnisse nur dazu dien-
ten, Reste aufzubewahren oder Le-
bensmittel einzufrieren. Heute wer-

den sie zum Backen, zum Aufwärmen 
in der Mikrowelle oder zum Kochen 
und Braten genutzt. 
Doch nicht jeder Kunststoff verträgt 
heiße Temperaturen, ohne uner-
wünschte Stoffe an Lebensmittel ab-
zugeben.

Küchenutensilien: Mangelhafte Angaben
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Die Verbraucherzentrale NRW und 
das Landeskriminalamt NRW starten 
eine gemeinsame Aktion gegen das 
Kriminalitätsphänomen Kanalhaie.

Wir zeigen Ihnen, wie Sie es verhin-
dern können, Opfer eines solchen 
„Kanalhais“ zu werden.

Was sind Kanalhaie?
In Nordrhein-Westfalen gilt seit dem 
17.10.2013 die Selbstüberwachungs-
verordnung Abwasser (SüwVO Abw.). 
Darin sind die Prüfpflichten für priva-
te Abwasserleitungen konkretisiert. 
Informationsdefizite der Bürgerinnen 
und Bürger zu diesem Thema nutzen 
unseriöse Kanalfirmen aus, um mit 
Tricks und irreführenden Aussagen 
Verträge an Land zu ziehen.
Diese unseriösen Firmen werden im 
Volksmund „Kanalhaie“ genannt.
Die Verbraucherzentrale NRW hat 
eine Broschüre  „Alles klar mit der 
Abwasserleitung“ mit allen notwen-
digen Informationen rund um die Ka-
naldichtheitsprüfung für Grundstücks-
eigentümer erstellt.

Die Tricks der Täter sind mannigfaltig: 
„Kanalhaie“ stehen meist unangemel-
det vor der Haustür oder rufen über-
raschend an. Seriöse Firmen machen 

Kanalhaie: Das krumme Geschäft 
mit der Abwasserleitung 

hingegen für gewöhnlich vorher ei-
nen Besuchstermin mit Ihnen aus und 
rufen Sie nur mit Ihrem vorherigen 
Einverständnis an.
„Kanalhaie“ locken mit Schnäppchen-
preisen! Eine Kamerauntersuchung 
der Abwasserleitungen kostet dann 
z.B. 79,- Euro. Eine zu diesen Tiefprei-
sen angebotene Prüfung wird zumeist 
nicht den gesetzlichen Vorgaben ent-
sprechen und daher von den Behör-
den nicht anerkannt werden. Realisti-
sche Kosten für die vorgeschriebene 
Zustands- und Funktionsprüfung lie-
gen bei etwa 300 bis 500 Euro.
„Kanalhaie“ spielen Ihnen möglicher-
weise ein falsches Video als Ergeb-
nis der Kamera-Untersuchung vor, 
das gar nicht Ihre Abwasserleitungen 
zeigt und verweisen dabei auf mas-
sive Schäden. Regulär sollten in Ih-
rem Video sowohl die Adresse Ihres 
Grundstücks als auch die vom Sach-
kundigen erkannten Schäden in Text-
form eingeblendet werden. Diese Da-
ten werden vom Sachkundigen live 
während der Videoaufnahme in die 
Software eingetragen.

Dies sind nur einige paar wenige Bei-
spiele, wie „Kanalhaie“ versuchen, an 
Ihr Geld zu gelangen. Weitere Infor-
mationen finden Sie in dem gemeinsa-

men Faltblatt der Verbraucherzentrale 
NRW und des Landeskriminalamtes 
NRW  „Das Geschäft mit Ihrer Abwas-
serleitung“.

Sie sind sich nicht sicher, ob Sie ei-
nem sogenannten „Kanalhai“ zum 
Opfer gefallen sind?
Haben Sie keine Scheu: Schildern 
Sie den Sachverhalt Ihrer Polizei un-
ter der Rufnummer 110 und erstatten 
Sie wenn nötig eine Anzeige. Die 
Polizeibeamten können beurteilen, 
ob es sich ggf. um eine Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit (z.B. Betrug, Nö-
tigung, Wucher etc.) handelt und hel-
fen Ihnen gerne weiter.
 
Aktionen in Ihrer Umgebung
Im Laufe des Jahres 2015 führt die 
Verbraucherzentrale NRW in eini-
gen ihrer 60 lokalen Beratungsstel-
len gemeinsam mit Vertretern der 
Kreispolizeibehörden NRW und den 
Entwässerungsbetrieben der Gemein-
den Aktionen zu dem Thema Kanal-
dichtigkeitsprüfungen durch. Ob eine 
solche Aktion auch in Ihrem Bezirk 
durchgeführt wird, erfahren Sie auf 
der Internetseite der VZ NRW (http://
www.vz-nrw.de/kanal). Dort finden 
Sie auch weitere Informationen zu 
dem Phänomen Kanalhaie.

Wenn die Kundschaft in die Jahre 
kommt, schlagen viele Reisekranken-
versicherungen zu. Eine Stichprobe 
der Verbraucherzentrale NRW zeigt: 
Es drohen massive Beitragserhöhun-
gen beim wichtigen Auslandsschutz.

Wer Urlaub im Ausland verbringt, 
sollte stets eine Reisekrankenversi-
cherung mit sich führen. Denn sie 
übernimmt im Ernstfall Behandlungs-
kosten, für die die gesetzliche Kasse 
nur teilweise oder überhaupt nicht 
aufkommt und übernimmt oftmals die 
Kosten für den teuren Rücktransport 
in die Heimat.
Allerdings: Die Policen, die oft schon 
für unter zehn Euro pro Jahr zu haben 

sind, verteuern sich oftmals drastisch 
im Alter. Das jedenfalls ergab eine 
Stichprobe der Verbraucherzentrale 
NRW bei zwölf Anbietern. Ausnahme 
war die Debeka. Deren ohnehin güns-
tige Jahresprämie von 8 Euro galt für 
alle Altersklassen.
Anders agierte die Konkurrenz. Wer 
sich dem gesetzlichen Rentenalter 
näherte, musste hier mit Aufschlägen 
rechnen. Besonders früh schlugen die 
Hallesche und LVM zu. Ab 60 Jahren 
verdoppelte sich der Jahresbeitrag bei 
der LVM von 9 auf 18 Euro. Die Hal-
lesche verordnete gar eine Steigerung 
von 12,50 auf 48 Euro.
Das Gros der Branche kassierte den 
Zusatz-Obolus ab 65 oder 70 Jah-

ren. Die geringste Ehrfurcht vor den 
Geldbörsen ihrer Senioren zeigte die 
Europäische Reiseversicherung (ERV). 
Sie schoss in ihrem Tarif ohne Selbst-
behalt mal eben die Jahresprämie von 
18 auf satte 71 Euro. Jeweils 60 Euro 
waren es für 65-jährige bei der R+V 
Versicherung (zuvor 13,50 Euro) und 
der Signal Iduna (11 Euro). Das ergab 
bei der Signal Iduna eine Erhöhung 
um fast 550 Prozent.
Wichtig zu wissen: Die Gesellschaf-
ten müssen ihre Kundschaft nach dem 
Gesetz nicht vorwarnen, dass bei 
Vertragsabschluss bereits vereinbarte 
Preissprünge bei den meist jährlich 
sich automatisch verlängernden Ver-
trägen anstehen. 

Reisekrankenversicherung wird im Alter oft teurer
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Gerade Zeiten urlaubsbedingter Absenheit nutzen Einbrecher in dieser Jahres-
zeit aus. Foto: www.polizei-beratung.de

Auch für Diebe und Betrüger sind die 
Sommerferien die schönste Zeit des 
Jahres: Sie nutzen bevorzugt Zeiten, 
in denen besonders viele Menschen 
unterwegs sind, um leicht an Beute 
zu kommen. Das verdeutlicht auch 
die Zahl der Taschendiebstähle in 
Deutschland: 2014 haben die Täter so 
oft zugeschlagen wie in den vergan-
genen zehn Jahren nicht. Die Polizei 
registrierte 157.069 Taschendiebstäh-
le (2013: 135.617 Fälle) und damit 
einen Anstieg von fast 16 Prozent. 
Wie wichtig Sicherheit auf dem Weg 
in den Urlaub und am Reiseziel sein 
kann, erklärt die Polizei. 
„Insbesondere das Gedränge bei Ver-
anstaltungen, in Geschäften oder öf-
fentlichen Verkehrsmitteln machen 
sich Diebe zunutze, um Reisende 
zu bestehlen“, sagt Gerhard Klotter, 
Vorsitzender der Polizeilichen Kri-
minalprävention der Länder und des 
Bundes. Im Jahr 2014 entstand da-
bei in Deutschland ein Schaden von 
45,9 Millionen Euro. Die meisten 
Fälle bleiben unaufgeklärt (Aufklä-
rungsquote 2014: 5,9 Prozent). „Die 
Täter sind in der Regel schon längst 
verschwunden, bis Opfer bemerken, 
dass der Geldbeutel, das Smartphone 
oder andere Wertgegenstände gestoh-
len wurden“, ergänzt Klotter. Denn 
Taschendiebe sind oft professionell 
agierende, international reisende Tä-
ter, die grenzüberschreitend in ganz 
Europa aktiv sind. Betroffen sind da-
durch nicht nur deutsche Großstäd-
te, sondern auch andere europäische 
Metropolen.
Jeder Reisende kann mit einiger Vor-
bereitung und Aufmerksamkeit ver-
hindern, dass er Opfer von Diebstahl 
oder Betrug wird. „Noch vor Reisebe-
ginn raten wir als Polizei dazu, alle 
wichtigen Unterlagen wie Ausweispa-
piere zu kopieren – so sind im Falle 
eines Falles alle notwendigen Daten 
schnell zur Hand“, rät Klotter. 
Weitere Empfehlungen für einen si-
cheren Urlaub: 
> Tragen Sie auf der Fahrt in Ihren 

Urlaubsort Ihre Zahlungsmittel, 
Ausweise und Dokumente direkt 
am Körper.

> Lassen Sie Ihre Wertgegenstände 
oder Ausweispapiere nie unbe-
aufsichtigt liegen – auch nicht im 
Fahrzeug, wenn Sie z. B. bei einem 

Stopp an der Tankstelle oder Rast-
stätte nur kurz aussteigen. 

> Seien Sie misstrauisch, wenn Sie 
auf Parkplätzen auf vermeintliche 
Schäden an Ihrem Fahrzeug auf-
merksam gemacht werden oder Sie 
jemand bittet, anderen auf Land-
karten den Weg zu zeigen. Das 
können Tricks sein, um Sie und 
Ihre Begleitung aus dem Wagen zu 
locken, damit Diebe Wertsachen 
aus dem Wagen stehlen können. 

> Auch Busreisende sollten bei Tank, 
Rast- oder Besichtigungsaufenthal-
ten keinerlei Wertgegenstände im 
Bus zurücklassen. Es sei denn, der 
Fahrer oder andere vertrauenswür-
dige Personen bleiben im Bus, um 
auf die Sachen zu achten.

> Bahnreisende sollten ihr Gepäck 
immer im Auge behalten. Das gilt 
besonders für Bahnhöfe, denn dort 
nutzen Diebe selbst die gerings-

te Unaufmerksamkeit (z. B. beim 
Fahrkartenkauf oder bei Telefona-
ten), um blitzschnell zuzugreifen. 

> Reduzieren Sie Ihr mitgeführtes 
Bargeld auf das notwendige Mini-
mum und zeigen Sie anderen mög-
lichst wenig davon. 

> Nutzen Sie unterwegs keinen 
Geldautomaten, an dem etwas 
ungewöhnlich erscheint, z. B. an-
gebrachte Leisten oder Verblen-
dungen, abstehende und vor allem 
lockere Teile, oder Spuren von Kle-
ber rund um den Kartenschlitz.

> Notieren Sie niemals Ihre PIN ir-
gendwo im Portemonnaie (schon 
gar nicht auf der Zahlungskarte).

> Sollten Ihnen Zahlungskarten ab-
handengekommen sein, lassen Sie 
diese sofort für den weiteren Ge-
brauch sperren, z. B. telefonisch 
über den bundesweiten Sperr-Not-
ruf (0049) 116 116.

Einbrecher machen keine Sommerferien
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Wir gratulieren ...
Besondere Geburtstage wollen wir an dieser Stelle erwähnen. Bei der Größe 
unseres Verbandes ist es aber nicht möglich, alle Mitglieder namentlich zu er-
wähnen. Deshalb wollen wir uns auf die Personen beschränken, die eine be-
sondere Jahreszahl vollenden.
Im 3. Quartal dieses Jahres vollenden das 75. Lebensjahr 440 Personen, das 80. 
Lebensjahr 324 Personen, 85. Lebensjahr 114 Personen, 90. und darüber 179 
Personen.
Wir sagen herzlichen Glückwunsch und alles Gute für das neue Lebensjahr. 
Bleiben oder werden Sie gesund!
Besonders gratulieren wir unseren ältesten Mitgliedern, die wir namentlich auf-
führen.
Herzlichen Glückwunsch!!!!

90 Urban, Emilie
90 Lehmann, Anitta
90 Kleinsgütl, Franziska
90 Jacob, Rudolf
90 Schwarzmann, Karl
90 Laufer, Therese
90 Wagenknecht, Reinhard
90 Isbrecht, Hildegard
90 Wilhelmi, Hilda Anna
90 Wilhelmi, Hilde
90 Aechtle, Johanna
90 Hilkenbach, Dr.Dietrich
90 Kell, Margarete
90 Laidig, Maria
90 Lössel, Berta
90 Lahme, Heinz
90 Marschewski, Guenter
90 Knittel, Anton
90 Melcher, Lotte
90 Rinkau, Alfred
90 Albrecht, Elfriede
90 Sauter, Leopold
90 Bühler, Paul
90 Stykowski, 
 Christian-Peter
90 Freude, Stefanie
90 Greubel, Helmtrud
90 Müller, Hildegard
90 Kehrer, Elfriede
90 Mehrbrei, Klara
90 Tyla, Therese
90 Wünstel, Leo
90 Kopmann, Emilie
90 Goeppner, Elfriede
90 Göppner, Elfriede
90 Bandmann, Erna
90 Bergmann, Hilde
90 Fitterer, Anton
90 Messerer, Margareta
90 Trapp, Maria

FAMILIEN-
WIRTSCHAFTSRING E.V.
SOZIALWERK

FÜR FAMILIEN-,

VERBRAUCHER- UND

SOZIALPOLITIK
Zentralverwaltungsstelle
Neubrückenstraße 60
48143 Münster
Fernruf (02 51) 49 01 80
Fax (02 51) 4 90 18 28
E-Mail: info@fwr-muenster.de
Internet: www.fwr-muenster.de
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90 Pluwatsch, Ilse
90 Schmitz, Maria
90 Digel, Anneliese
90 Jakobs, Walter
90 Dohmeier, Betty
90 Schön, Margarete
90 Brandt, Wanda
90 Memmel, Karl
90 Rüth, Adelheid
90 Winkler, Franziska
90 Kleinsgütl, Michael
90 Meier, Hermine
90 Skora, Alfred
90 Bühr, Maria
90 Korn, Herbert
90 Großberger, Marianne
95 Eingang, Hildegard
95 Hiller, Rosa
95 Gallrach, Josef
95 Suchland, Dora
95 Eiermann, Laura
95 Christoffel, Erich
95 Huck, Heinrich
96 Stetten, Hans
96 Pfennig, Gertrud
96 Otto, Maria
96 Schaab, Veronika
97 Wolff, Berta
97 Haack, Otto
97 Schevzik, Margareta
98 Schmidt, Herbert
98 Rudigier, Paula
98 Zwipp, Anna
99 Trautmann, Rainer
99 John, Else
100 Weiss, Rosa
101 Grujic, Zivojin
101 Even, Elisabeth
101 Tschesche, Frieda

Alternative:
Günstige
Angebote mit 
dem Fernbus

Von Köln über Frankfurt nach Mün-
chen oder direkt von Düsseldorf nach 
Berlin – Fernbusse rollen mittlerwei-
le auf zahlreichen Reisestrecken. Die 
Rechte der Fahrgäste regelt eine Ver-
ordnung der EU.
Viele Busunternehmen sind auf dem 
Markt und bieten Reisen nach fes-
tem Fahrplan kreuz und quer durch 
Deutschland sowie in angrenzende 
Länder an. Busreisen sind günstiger 
als die gleiche Strecke per Bahn, und 
sie verbrauchen pro Fahrgast deutlich 
weniger Sprit als das Auto. Die Kli-
mabelastung ist ähnlich wie bei der 
Bahn. Außerdem bieten sie den einen 
oder anderen Komfort – etwa Klima-
anlagen, Toiletten, WLAN-Zugang, 
Bücherkisten, Snacks und Getränke 
an Bord. Allerdings läuft noch nicht 
alles rund, denn viele Busbahnhöfe 
stoßen wegen des Fernbus-Booms an 
ihre Grenzen. 
Damit sich die Busfahrt tatsächlich 
lohnt, sollten Reisende die Kosten 
hierfür mit den Sparpreisen der Bahn-
gesellschaften vergleichen. So gibt es 
derzeit zu bestimmten Reisezeiten 
bundesweit gültige Sparpreis-Tickets 
der Deutschen Bahn für 19 Euro (Zug-
bindung, mit BahnCard 25 sogar nur 
14,25 Euro) oder zum Beispiel für die 
Stecke Köln - Hamburg Tickets ab 18 
Euro beim Hamburg-Köln-Express. Für 
Fahrgemeinschaften beim Bahnfahren 
werden oft noch günstigere Konditio-
nen angeboten.
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Die eigenen vier Wände spielen als 
Rückzugsort für Gesundheit und 
Wohlbefinden eine entscheidende 
Rolle. Um das entsprechende Klima 
im Haus oder der Wohnung zu errei-
chen, bedarf es nicht viel Zeit. Orga-
nisation ist alles. 

Regelmäßiges Lüften und eine relative 
Luftfeuchtigkeit von 40 bis 60 % sind 
schnell zu erreichen. Zimmerpflan-
zen sind ideale Helfer. Manchmal 
behindern auch zu viele angehäufte 
„Schätze“ die Muße. Da geht viel Zeit 
für Suchen und Aufräumen verloren. 
Wie viele Dinge Sie im letzten Jahr 
nicht benötigt haben, stellt sich erst 
beim Aufräumen fest. Eine gewisse 
Ordnung spart Zeit und Nerven, be-
sonders bei Dingen des täglichen Be-
darfs.

Acht Tipps fürs gesunde Heim

1. Richtig Lüften
Achten Sie besonders in Küche und 
Bad, wo kurzfristig viel feuchte Luft 
entsteht, auf sofortiges Lüften. Auch 
das Schlafzimmer sollten Sie morgens 
stoßlüften, wenn die Fenster nachts 
nicht ohnehin offen bleiben.

2. Ausmisten mit System
Stöbern Sie sich Raum für Raum 
durch die angestauten Papierstapel, 
durch alte Kleidung und verstaubte 
Deko – was kann weg? Dinge, bei de-
nen Sie noch unsicher sind, wandern 
in einen „Vielleicht-Karton“. Bleibt 
der sechs Monate ungeöffnet, können 
Sie ihn verschenken, versteigern oder 

Acht Tipps für das gesunde Heim

entsorgen.

3. Täglich Aufräumen
Ein guter Anfang für den besser struk-
turierten Alltag ist es, zehn Minuten 
vor dem morgendlichen Aufbruch 
aufzuräumen. Schon betreten Sie 
nach der Rückkehr eine übersichtli-
chere und stressfreiere Umgebung.

4. Farbe bekennen
Warme Orange- und Gelbtöne strah-
len Optimismus aus, warme Braun-
töne vermitteln Geborgenheit, Grün 
steht für Harmonie, Blau wirkt ent-
pannend, Rot regt an. Welchen Effekt 
brauchen Sie zu Hause? Schon eine 
einzelne Wand in der neuen Farbe 
zeigt Effekte.

5. Glück betonen
Was macht Sie glücklich? Reisen? Die 
Familie? Freunde? Hängen Sie Bilder 
von Ihren schönsten Erlebnissen auf 
und schöpfen Sie aus diesem persön-
lichen Schatz positive Gefühle.

6. Schadstoffe vermeiden
Klar ist, wer auf schadstoffarme Möbel 
aus Naturholz und auf Naturteppiche 
setzt, atmet ebenfalls besser durch. 
Achten Sie etwa auf das Zertifikat des 
„Goldenen M“ der Deutschen Güte-
gemeinschaft Möbel oder auch den 
„Blauen Engel“ des Umweltbundes-
amtes.

7. Gemeinschaftsorte…
Der große Esstisch für gemeinsame 
Mahlzeiten oder auch das Familienso-
fa sind die klassischen Orte, um mit 
Freunden und Familie Zeit zu Hause 
zu verbringen. Gemeinsame Essens- 
und Spielrunden helfen beim Abschal-
ten und reduzieren den Alltagsstress.

8. …und Rückzugsinseln schaffen
Ebenso wichtig sind gemütliche und 
ruhige Orte zum Erholen. Ob das ein 
Sessel am Fenster ist, das Bett oder so-
gar ein eigener Raum: Entscheidend 
ist vor allem, dass man sich wohlfühlt 
und wieder auftanken kann.

Rückzugsinseln tragen zum Wohlbefinden bei.   Foto: Reinhard Grieger  / pixelio.de


